
Bundessozialgericht
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Zugestcllt am
50 Juni 1967

l m N a m e n d e s V o l k_e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Beklagte und Revisionsklägerin„

g e g e n

Klägerin und Revisionsbeklagteg

Prozeßbev011mächtigte; „ „ o o o o „ ° „ „ o o o o o o

Der 110 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd-

liche Verhandlung am 230 Mai 1967 durch
(

Senatspräsident Dr() H a u e i s e n
— Vorsitzender —

Bundesrichterin Dro S c h w a r z und

Bundesriohter Dr° B u s s 9
Bundessozialrichter DrOF r i t z e m e y e r und
Bundessozialrichter V i e h w e g e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden das Urteil des

Sozialgerichts Freiburg vom 90 August 1962 und das

Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom

290 September 1964 aufgehoben° Die Klage wird abge—

wiesen° '

Außergerichtliche Kosten sind der Klägerin nicht

zu erstatten„'
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Die Klägerin? geboren 19049 erhält seit 10 Ok—

tober 1960 von der Beklagten Witwenrente (Bescheid vom

100 Oktober 1961)9 Der am 140 April 1895 geborene und am
140 September 1960 verstorbene Ehemann der Klägerin bezog

seit 10 Januar 1949 Ruhegeld wegen Berufsunfähigkeit; das

Ruhegeld wurde nach dem Inkrafttreten der Rentenversiche—

rungs—Ncuregelungsgesetze nach Art() 2 @ä 30‚ 31 des Ange—
stelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG) umge—

stellt und ab 10 April 1960 (Vollendung des 65„ Lebensjahres

des Versicherten) auf fünfzehn Dreizehntel der Versicherten—

rente erhöht; es betrug unter Berücksichtigung des 10 und

20 Rentenanpassungsgesetzes (RAG) und der Höchstbetrags=

grenze nach Arto 2 5 33 AnVNG zuletzt 4809——% monatliche
Die Rente der Klägerinp.die zunächst niedriger festgestellt

worden wars wurde von der Beklagten auf Grund der von der
Klägerin erhobenen Klage durch die Anrechnung weiterer Er—

satzzeiten mehrfach erhöht und mit Bescheid vom 310 Januar_

1962 ab 1„ Januar 1961 (nach Ablauf des Sterbevierteljahres)

auf 200970 % monatlich und ab 10 Januar 1962 auf 212„40 %
monatlich - sechs Zehntel der auf den Todestag errechneten

.
VerSichertenrente

— festgestellt() Die Beklagte rechnete

dabei neben der Beitrag3zeit Ersatzzeiten9 eine Zurechnungs—

zeit und eine "pauschale" Ausfallzeit nach Art„ 2 @ 14

AnVNG aF (idF vor dem Inkrafttreten des Rentenversicherungs—’

Änderungsgesetzes —RVÄndG—)mit 16 Monaten aus einer Pflicht—

beitragszeit von 160 Monaten an; die für den Versicherten
maßgebende Rentenbemessungsgrundlage wurde bis zu der im

Jahre 1960 geltenden Beitragsb€messungsgrenze (10.200,—4m)

berücksichtigto Gegen diese Berechnung wandte sich die Klä—

gerin nur noch insoweit9 als sie die Anrechnung höherer

nachgewiesener Ausfallzeiten begehrteo Die Beklagte lehnte

dies ab9 weil zur Zeit des Todes des Versicherten die Voraus—
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setzungen der "Halbdeckung" im Sinne von © 36 Ab50 3 des

Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) aF (idF vor dem
_

Inkrafttreten des RVÄndG) nicht gegeben seieno Das Sozial—

gericht (SG) Freiburg verurteilte die Beklagte zur Anrech—

nung einer Ausfallzeit von 95 Monaten (Urteil vom 9° August

1962)o Die Berufung der Beklagten wies das Landessozialgericht

(LSG) Baden—Württemberg — im wesentlichen - zurück (Urteil

vom 290 September 1964)0 Es führte aus: Die Beklagte habe
bei der Rentenberechnung 160 Pflichtbeiträge berücksichtigt;

da der Zeitraum zwischen dem Eintritt des Versicherten in.

die Versicherung und dem Beginn seines Ruhegeldes wegen Be-

rufsunfähigkeit 310 Monateumi‘asse9 sei damit die "Halbdeckung"

gegebeno Entgegen der Meinung der Beklagten kommees dann9
wenn ein Versicherter schon Vor dem lo Januar 1957 Leistungen

bezogen habe? die nach Art„ 2 55 30 ff AnVNGab 10 Januar
1957 umgestellt worden seien? für die Prüfung der Voraus—

;setzungen der "Halbdeckung" nicht auf den Zeitpunkt des Ver—

sicherungsfalles des Todes? sondern auf den der Berufsun—

fähigkeit an() An dem nach den Rentenversicherungsgesetzen

von jeher geltenden Grundsatz? daß nach Eintritt des Ver-

sicherungsfalles bei dem Versicherten eine "Verschlechterung

der Rechtsposition zum Nachteil der Hinterbliebenen" nicht

mehr eintreten könne? hätten die Rentenversicherungsneuregelungs—

gesetze nichts geänderte Bei @ 36 Abs° 3 Satz 1 AVG aF han—
dele es sich um eine Regelung ähnlich den Vorschriften des

alten Anwartschaftsrechts über die Halbdeckungp eine An-

wartschaft nach altem Recht habe aber nach Eintritt des

Versicherungsfalles nicht mehr erlöschen können; zu einem

entsprechenden Ergebnis sei auch das Bundessozialgericht

(BSG) in demUrteil vom280 Januar 1960 (BSG113 254 ff)
hinsichtlich der "neuartigen Anwartschaftsregelung" in
Artp 2 @ 42 ArVNG gekommeno Auch aus dem Zusammenhang der

Vorschriften des 5 45 Abs() 1 und 2 AVG über die Berech—
nung der Witwenrente mit den Vorschriften des 5 30 Abs; 1
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und 2 AVG über die Berechnung der Berufsun■ähigkeits— bzw°

Erwerbsunfähigkeitsrente9 auf die 5 45 verweise„ ferner aus

5 51 Abs() 2 AVG? der ebenfalls auf die nach @30 Abso 2 bee
rechnete Rente verweise‚ ergebe sich; daß die beim Eintritt

des ersten Versieherungsfalles angerechneten Zeiten auch

bei den sich an die Rentenbezugszeiten aus diesem Versiche-
rungsfall unmittelbar anschließenden Versicherungsfällen '

weiter anzurechnen seieno Dies gelte entgegen der Meinung

der Beklagten auch dann9 wenn der Versicherungsfall der

Berufsunfähigkeit vor dem lo Januar 1957 eingetreten seio
Für die Berechnung der Witwenrente sei daher die Rente zu—

grunde zu legen, die dem Versicherten gewährt worden wäre?

wenn bei Eintritt des für ihn maßgebenden Versicherungsfalles

bereits die Vorschriften des neuen Rentenversicherungsrechts

gegolten hätteno Im vorliegenden Fall habe die Klägerin im

Hinblick auf die für die Berechnung ihrer Rente maßgebenden

neuen Vorschriften die Kürzung der persönlichen Bemessungs—

grundlage von 416% auf 200% hinzunehmenp während die Ver—

sichertenrente ohne Kürzung umgestellt worden sei; sie habe

aber andererseits auch Anspruch auf Anrechnung aller Zeiten„

die für den Versicherten selbst anzurechnen gewesen wären?

wenn die VorSChriften des neuen Rechts am 10 Januar 1949

(Beginn des Ruh33elds des Versicherten) bereits gegolten

hätten„ Deshalb seien im vorliegenden Fall (abgesehen von

einer sich aus'5 56 Abs() 1 Nro 4 AVG hier ergebenden Kürzung

bei den Schulausbildungszeiten um drei Monate) für die Berechw

nung der Witwenrente statt der "pauschalen" Ausfallzeit die

nachgewiesenen längeren Ausfallzeiten anzurechneno Das LSG

ließ die Revision zug

„
Die Beklagte legte frist— und formgerecht Revision ein„ Sie

g beantragte?

das angefochtene Urteil und das Urteil des

SG Freiburg vom 90 August 1962 aufzuheben
‘ und die Klage gegen die Bescheide vom lo„Oktober
.1961 und 510 Januar 1962 abzuweisen„ '
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Zur Begründung trug sie vor9 das LSG habe 5 36 Abs° 3 AVG aF
unrichtig angewandto Die “Halbdeckung” sei hier nach dem
Zeitpunkt des Versicherungsfalles des Todes zu prüfen„ Eine

Schlechterstellung der Hinterbliebenen trete nicht ein? weil

der Versicherte selbst zu keiner Zeit AnsPruch auf Anrechnung

von Ausfallzeiten gehabt haben

Die Klägerin beantragtes

die Revision zurückzuweisen°

Mit Bescheid vom 70 April 1967 stellte die Beklagte die Rente

der Klägerin mit Wirkung vom 1„ Juli 1965 an auf Grund der

Neufassung des @ 36 Abso 3 AVG durch das RVÄndG neu fest;

eine Erhöhung der Rente der Klägerin gegenüber dem Renten-

'zahlbetrag vor dem 10 Juli 1965 ergab sich dabei nichto

Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden (5@ 1659 153 Abso 1‚ 124

Abs„ 2 des Sozialgerichtsgesetzes -see-)c

II

Die Revision der Beklagten ist zulässig (55 162 Abs() 1 Nro l;
164 SGG)° Gegenstand des Revisionsverfahrens ist nur die

Höhe der Rente der Klägerin bis zum 500 Juni 19650 Den Ren-

tenanspruch ab 10 Juli 1965 — vom Inkrafttreten der Neufas—

sung des © 36 Abs() 3 AVG an — hat die Beklagte während des
Revisionsverfahrens durch den Bescheid

vom 70 April 1967 ?

neu festgestellt; dieser Bescheid gilt als mit der Klage

beim SQ angefochten (@ 171 Abs° 2 SGG); der Senat darf nicht
prüfen9 ob dieser Bescheid rechtmäßig ist() Soweit es sich um

die Rentenbezugszeit bis zum 300 Juni 1965 handelt& ist die
Revision der Beklagten begründete

Streitig ist die Frage; ob bei der Feststellung der Witwen—
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rente der Klägerin über die mit demBescheid vom 310 Januar
1962 angerechnete “pauschale" Ausfallzeit hinaus (Arto 2

5 14 AnVNG aF) nachgewiesene längere Ausfallzeiten anzu—

rechnen sind; Dies ist — wie der Senat bereits in:dem die

gleiche Rechtsfrage betreffenden Urteil vom 240 Januar 1967

— ll RA 174/64 — ausgeführt hat - entgegen der Auffassung

der Vorinstanzen zu verneineno '.

Der Anspruch der Klägerin auf Witwenrente ist mit dem Todes

ihres Ehemannes im September 1960 entstanden; er ist daher

nach den Vorschriften des seit dem 10 Januar 1957 geltenden

AnVNG und des AVG zu beurteilenc Hiervon ist grundsätzlich

auch das LSG — ebenso wie das SG — ausgegangeno Gemäß 5 45

AVG (idF vor dem Inkrafttreten des RVÄndG) wird die Witwen—

rente nach einem Bruchteil — nämlich sechs Zehntel — der

Versichertenrente gewährte Je nach den persönlichen Verhält—

nissen der Witwe ist entweder von einer Versichertenrente

wegen Berufsunfähigkeit (@ 45’Abs° 1 AVG) oder wegen Erwerbs—

unfähigkeit (% 45 Abs„ 2 AVG) auszugehen; dabei kommt es
nicht darauf an, ob der Versicherte selbst Anspruch auf

Rente wegen Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit oder

auf Altersruhegeld gehabt hat() Hat der Versicherte bis zu

seinem Tode Rente bezogen? so ist deshalb auch der Bruchteil

von se0hs Zehntel nicht von dieser Versichertenrente zu neh—

men, vielmehr ist die Versichertenrente eigens für die Fest-

stellung der Witwenrente auf den Todestag des Versicherten

zu berechnen (vglo Urteile des BSG vom 200 Dezember 1960 —
BSG 159 2519 253 und vom'24° Januar 1967 - 11 RA 174/64 — )0
Dieser Berechnungsweise entspricht der Bescheid der Beklagten

vom 310 Januar 1962° Da die Klägerin im September 1960 das

450 Lebensjahr vollendet gehabt hat‚ hat ihre Witwenrente

nach @ 45 Abs° 2 Nr„ 1 AVG sechs Zehntel der Rente betragen;
die der Versicherte erhalten hätte? wenn er im September 1960

erwerbsunfähig geworden wäreo Nach 9 35 Abs° l und Abs° 2

AVG hat die Beklagte 26 anrechnungsfähige Versicherungsjahre
(
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‘

ermittelt9 nämlich 280 Monate Versicherungszeiten — darunter

160 Pflichtbeitragsmonate —9 16 Monate Zurechnungszeit und

16 Monate Ausfallzeit nach Arte 2 5 14 AnVNG aF (ein Zehn—

tel der mit Pflichtbeiträgen belegten Zeit)o Nachgewiesene

längere Ausfallzeiten im Sinne von 5 36 Abso1 Nro 4 AVG
(Schul— und Berufsausbildungszeiten des Versicherten) haben

nicht angerechnet werden dürfen(} weil die Voraussetzungen

des 5 36 Abso 5 AVG aF nicht erfüllt sind„ Nach dieser Vor—
schrift sind Ausfallzeiten nur dann anrechnenbar$ wenn die

Zeit vom Eintritt in die Versicherung bis zum Eintritt des

Versicherungsfalles mindestens zur Hälfte; jedoch nicht

unter 60 Monaten? mit Beiträgen für eine rentenversicherungs—

pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit belegt ist (sogenann—

te nHalbdeckung")o "Versicherungsfall" im Sinne der Renten—

versicherungsgesetze ist das Ereignis oder das Zusammentref—

fen mehrerer Ereignisse im Leben des Versicherten‚ gegen

deren Nachteile dem Versicherten und seinen Hinterbliebenen

durch die Versicherung Schutz gewährt wird (vgl° Urteile des

BSGvom250 Oktober 1965 und vom 50 März 19655BSG203 487
50 und 225 2789 280 sowie das Urteil' vom 240 Januar 1967)0
Bei den Hinterbliebenen ist dieses Ereignis der Tod des Ver—

sicherten; auf diesen Zeitpunkt kommt es deshalb auch für

die Prüfung der vom Eintritt des Versicherungsfalles abhän—
gigen Voraussetzungen für die "Halbdeckung" ano Nach dem

von der Klägerin insoweit nicht angegriffenen Bescheid der

Beklagten vom 310 Januar 1962 hat der für die Berechnung

der Halbdeckung maßgebende Zeitraum — vom Eintritt in die

Versicherung bis zum Monat des Todes des Versicherten —
450 Monate‚ die mit Pflichtbeiträgen belegte Zeit 160 Mo—
nate, sonach ‘ e'.weniger als die Hälfte; umfaßto Die

"Halbdeckung" ist daher zur Zeit des Todes des Versicherten
nicht gegeben gewesen0 Das LSG ist — ebenso wie das SG — zu „
einem anderen Ergebnis deshalb gekommen9 weil es davon aus—

gegangen ist‚ daß nach Eintritt des Versicherungsfalles

bei dem Versicherten selbst eine "Verschlechterung der

RechtSposition zum Nachteil der Hinterbliebenen" nicht

mehr eintretenkönne5 deshalb sei für die Berechnung der
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"Halbdeckung" von dem Versicherungsfall auszugehen9 der
zur Gewährung von Rente an den Versicherten geführt habe
(nach den Rentenakten hat hier Berufsunfähigkeit seit 1944

bestanden‚ die Rente hat — nach vorheriger Behandlung des
Versicherten in Lazaretten und Lungenheilstätten — am
l° Januar 1949 begonnen)° Dieser Auslegung des 5 56 Abs° ?
AVG aF kann nicht gefolgt werden° Zunächst ist zu beachten‘)

daß sich die Prüfung der Voraussetzungen des % 56 Abs° 5
AVG aF für die Feststellung der Hinterbliebenenrente nach

‘dem Zeitpunkt des Todes des Versicherten dann zum Vorteil

der Hinterbliebenen auswirkt‚ wenn ein Versicherter‚ der

bereits Rente wegen Berufsunfähigkeit bezieht‚ während

des Rentenbezugs noch Pflichtbeiträge entrichtet hat und

.erst auf Grund dieser Pflichtbeiträge die Voraussetzung

der "Halbdeckung" bei der Feststellung der Hinterbliebenen—

rente gegeben ist„ Aber auch dann‚ wenn die Voraussetzungen

der “Halbdeckung" im Zeitpunkt des Todes des Versicherten

nicht gegeben sind‚ tritt in den Fällen‚ in denen der Ver—

sicherte bereits vor dem lo Januar 1957 Rente bezogen hat,

eine "Verschlechterung der Rechtsposition der Hinterbliebe—

nen" nicht ein9 weil Ausfallzeiten bei der Feststellung
_der Rente des Versicherten weder vor noch nach dem 10 Janu—

'ar 1957 anzurechnen gewesen sindc Das vor dem lo Januar

1957 geltende Recht hat den Begriff der Ausfallzeiten im

Sinne von S 56 AVGnicht gekannt und deshalb auch keine
Vorschriften enthalten‚ die den Vorschriften über die

"Halbdeckung" im Sinne von 5 56 Abs„ 5 AVG entsprochen ha—

ben° Die Vorschriften über die "Halbdeckung" im Sinne der

vor dem lo Januar 1957 geltenden 55 1265 der Reichsversiohe——

grungsordnung (RVO)„ 52 AVGsind nur für die aus ihnen fol—
gendeuFiktion der Erhaltung der Anwartschaft erheblich ge—

wesen9 sie haben einen ganz anderen Sinngehalt gehabt als

die auch wörtlich abweichenden Vorschriften über die "Halb—

deckung" im Sinne des 5 56 Abs„ 5 AVG aF„ die für die An—

rechenbarkeit von Ausfallzeiten und damit für die Anzahl

_9‚
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der anzurechnénden Versicherungsjahr8 (@ 55_AVG) bedeutsam
sind (vgl° Urteile des BSG vom 25„ Mai l96l‚ BSG 149 220

und vom 24„ Januar 1967)° Auch bei der Umstellung der Rente

des Ehemannes der Klägerin zum la Januar 1957 ist es auf

die Erfüllung der "Halbdeckung" im Sinne von 5 56 Abs° 5 AVG aF
nicht angekommen° Diese Umstellung ist nach Art° 2 5 51 AnVNG

auf Grund von Tabellenwerten erfolgt9 eine Neuberechnung der

Rente nach den Vorschriften des seit dem l° Januar 1957 gel—
tenden Rechts ist nicht vorzunehmen geweseno Zwar ist bei der

Umstellung auf Grund der Tabellenwerte im Umstellungsfaktor

auch ein AusgleichB für die Hpauschale Ausfallzeit nach
Art 2 5 14

AnVNG?enthalten„
weitere Ausfallzeiten sind darin

nicht berücksichtigt° Diese "pauschale" Ausfallzeit kommt

' aber auch den Hinterbliebenen bei der Feststellung ihrer Rente

zugute? sofern nicht die Voraussetzungen für die Anrechnung

längerer Ausfallzeiten im Zeitpunkt des Todes des Versicherten

vorliegeno

Eine andere Beurteilung hinsichtlich des für die Berechnung

_der "Halbdeckung" maßgebenden Zeitraums ist entgegen der

Auffassung der Vorinstanzen auch nicht deshalb geboten9 weil

im vorliegenden Fall bei der Berechnung der Witwenrente die

persönliche Bemessungsgrundlage nur bis zu der im Jahre des

Todes des Versicherten geltenden Beitragsbemessungsgrenze

(55 52 Abs° 19 2; Halbsatza 112 Abs„ 2 AVG) berücksichtigt
wird‚ während die Versichertenrente ohne eine solche Begren—

zung (abgesehen von der Begrenzung durch den damaligen Ren—

tenhöchstbetrag) umgestellt werden ist; Einer "Schlechter—

stellung" sowohl des Versicherten als auch der Hinterbliebe—

nen durch das neue Recht ist in Art° 2 5 41 AnVNG allgemein

damit begegnet, daß ihnen unter den dort genannten Voraus—

setzungen Anspruch auf die nach altem Recht berechnete Rente

eingeräumt ist‚ wenn dies für sie günstiger ist„ Zu ver—

gleichen iSt nach dieser Vorschrift aber die nach neuem Recht

berechnete Rente — hier die Witwenrente nach 5 45 AVG nF —
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mit der nach altem Recht berechneten Rente der gleichen
Gattung — hier der Witwenrente nach 5 59 AVG aF — unter

' Hinzurechnung des Zuschusses nach Art„ 2 @ 55'AnVNG (vglo

BSG 13‚ 2519 255)° Diese Vergleichsberechnung hat die
Beklagte in dem Bescheid vom 510_Januar 1962 durchgeführt„
Die nach dieser Methode berechnete Witwenrente der Klägerin

wäre jedoch damals um etwa 458°—— DM jährlich niedriger

gewesen als die Rente‚ die die Klägerin nach neuem Recht zu
beanspruchen hat„'Auf die Höhe der Umstellungsrente des

Versicherten und die Höhe der WitWenrente„ die sich hieraus
ergeben hätte‚ wenn

der Versicherte vor dem 510 Dezember

1956 gestorben wäre9 kommt es für die Vergleichsberechnung

nicht an° Deshalb können aus der Höhe der Umstellungsrente

des Versicherten auch für die Frage, auf welchen Zeitpunkt

für die "Halbdeckung" im Sinne von € 56 Abs° 5 AVG aF ab—
zustellen ist(} keine Schlüsse gezogen werden° Die Witwe wird

bei der Berechnung ihrer Rente nach neuem Recht so gestellt‚

wie wenn der Versicherte unter der Herrschaft des neuen
Rechts gestorben wäre; nachdem er zuvor keine Rente oder

‘ deine nach den Vorschriften des neuen Rechts berechnete Ver—

sichertenrente bez0gen hätte„ Dies gilt auch für die An—

rechnung oder NiChtanrechnung von Ausfallzeiten„ Der Senat

hat bereits in dem Urteil vom 24„ Januar 1967 darauf hin—

_gewiesen‚ daß in den Fällen? in denen der Versicherte bis

zu
seinem Tode eine Rente neuen Rechts unter Anrechnung

“von Ausfallzeiten bezogen hat‘) bei der eigens für die Fest—‘

stellung der Witwenrente erforderlichen Berechnung der Ver«
_KSiChertenrente möglicherweise Gesichtspunkte zu beachten

‚sind? die für die Umwandlung von Renten gelten° Hieraus
;ergében sich aber keine SChlußfolgerungen für die Fälle(‚)

[ in denen + wie hier
— der Versicherte eine nach den Vor-

Ischriften des alten Rechts berechnete und nach Art„ 2
H55'50 ff AnVNGumgestellte Rente bezogen hat9 für die eine

Anrechnung von
Ausfallzeiten_nicht in BetraCht gekommen

1 ist° » ' :._- ' ; ' v' ‘. ,Seit der Neufas3ung des 5 56 Abs; 5 AVG (wie auch des 5 57

‘
AVG).durch das RVÄndGkommt es auf die im vorliegenden Fall

.
streitige Frage nicht mehr an° Bei der Ermittlung des
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für die "Halbdeckung" maßgebenden Zeitraums bleiben nunmehr die

dort genannten Ersatz— und Ausfallzeiten sowie Zeiten des Renten—

bezugs für die Feststellung sowohl der Versichertenrente als auch

der Hinterbliebenenrente unberücksichtigte Für die Rentenbezugszeit-

der Klägerin bis zum 50° Juni 1965 führt dies aber zu keiner anderen

Beurteilung‚ weil die Neufassung des 5 56 Abs() 5 AVG erst am l° Juli

1965 in Kraft getreten ist (Art 2 5 2 Nr„ 19 Buchst° g, Art, 5,
5 10 Abs° l Buchst° e RVÄndG)°

Der Bescheid der Beklagten
vom 51° Januar 1962 ist sonäch recht—

mäßig„ Das SG hat diesen Bescheid zu Unrecht aufgehoben9 das LSG

hat zu Unrecht die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des SG

zurückgewieseno Auf die Revision der Klägerin sind die Urteile der

Vorinstanzen eufzuheben‚ die Klage ist abzuweisen (% 170 Abs° 2

Satz 1 SGG)„

Die Kostenentscheidung beruht'auf @195 SGG„
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